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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Obwohl die SGK-SR der Vorlage ihrer Schwesterkommission zur Stärkung der
Selbstverantwortung im KVG im August 2018 noch zugestimmt hatte, liess sie sich im
Januar 2019 von Gesundheitsminister Berset davon überzeugen, dass die Vorlage
«inutile et même contre-productif» sei, und empfahl Nichteintreten. Die Kommission
sei zur Überzeugung gelangt, dass die Vorlage die Selbstverantwortung im KVG eher
schwäche, erklärte Kommissionssprecher Eder (fdp, ZG): Da die Versicherten
risikoavers seien, würden sie so vermehrt auf tiefe Franchisen setzen. Zudem betreffe
die Problematik nur eine Minderheit der Versicherten – lediglich 0.17 Prozent von ihnen
würden opportunistisch ihre Franchisen wechseln. Gemäss BAG könnten daher durch
eine entsprechende Regelung maximal CHF 5 Mio. gespart werden. Peter Hegglin (cvp,
ZG) verteidigte die Vorlage und kritisierte den Meinungsumschwung der Kommission,
der auf einer einzigen, zeitlich begrenzten Studie basiere, die zudem die
Kassenwechsler nicht berücksichtige. Da er jedoch keine Gegenstudie vorlegen könne,
verzichtete er auf einen Minderheitsantrag. Stillschweigend entschied sich folglich der
Ständerat, nicht auf die Vorlage einzutreten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
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In der Sommersession 2019 behandelte der Ständerat als Zweitrat die
Bundesratsvorlage zur Zulassung von Leistungserbringenden. Der Rat beschloss
Eintreten ohne Gegenantrag und schuf in der Folge einige Differenzen zum Nationalrat,
zum Beispiel bezüglich des Ärzteregisters, das die grosse Kammer eingefügt hatte. Hans
Stöckli (sp, BE) erklärte für die Kommission, dass man dieses Register prinzipiell
befürworte, weil es Transparenz schaffe und eine kostendämpfende Wirkung haben
könnte. Man habe aber die Formulierungen zusammen mit dem Bundesamt für Justiz
bereinigt. Hatte der Nationalrat zudem offen gelassen, wie die notwendigen
Sprachfähigkeiten der angehenden Leistungserbringenden getestet werden sollen,
ergänzte die SGK-SR die Vorlage um eine vergleichsweise detaillierte Regelung zu
nötigen Sprachtests. Diese nahm der Ständerat mit 22 zu 17 Stimmen gegen eine
Minderheit Berberat (sp, NE) an, die eine entsprechende Regelung im Rahmen einer
Verordnung befürwortet hätte. Bezüglich der Beschränkung der Anzahl Ärztinnen und
Ärzte entschied sich der Ständerat zudem gegen einen Antrag Hegglin (cvp, ZG), die
Muss-Formulierung des Nationalrats der Kann-Formulierung des Bundesrates
vorzuziehen. Die Situationen in den Kantonen seien zu unterschiedlich, als dass man
alle Kantone zur Einschränkung der Ärztezahl verpflichten könne, erklärte Stöckli. Auch
die Lockerung des Vertragszwangs, das Beschwerderecht bezüglich Ärztehöchstzahlen
für die Versicherer oder die Versichererverbände sowie die Verknüpfung der Vorlage
mit EFAS lehnte der Rat ab. In der Gesamtabstimmung sprach sich der Ständerat mit 33
zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen für die so veränderte Vorlage aus. 2
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1) AB SR, 2019, S. 14 ff.
2) AB SR, 2019, S. 247 ff.
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